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16. Gemeinderatssitzung 

 
V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 

 
aufgenommen am 24.05.2012 um 18.30 Uhr im Sitzungszimmer des Gemeindeamtes Rosenau/Hengstpaß 
über die öffentliche Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Vizebgm. DI Marietta Metzker  
Gottlieb Gösweiner  
Wolfgang Eibl 
Wolfgang Benedetter  
Daniela Auerbach 
Ing. Anton Santner 
Ing. Harald Humpl 
Manuela Antensteiner 
Leopoldine Sanglhuber 
 
entschuldigt: 
Maria Benedetter 
Ing. Jürgen Steinbichler 
Daniel Huemer 
 
erschienene Ersatzmitglieder: 
Gerhard Steinhäusler 
Johann Steinbichler 
 
nicht entschuldigt: 
Wolfgang Salzinger 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
Zuhörer: Franz Hufnagl, Mario Rippel, Mathias Berger 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene Gemeinderatssitzung. Er 
stellt fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung nachweislich geladen wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit 
Tagesordnung am 14. Mai 2012 an der Gemeindeamtstafel kundgemacht. 
Der erschienene Gemeinderat zählt 12 Mitglieder und die Beschlussfähigkeit ist gegeben.  
Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom  
15. März 2012 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht 
aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum 
Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  

 
Tagesordnung 

 
1. Verpflichtungserklärung der Wildbach- und Lawinenverbauung für die Baumaßnahmen 2012 

beim Generellen Projekt 1995 DAMBACH, Beschlussfassung 
2. Information im Gemeinderat über den Mandatsverzicht von Frau Annigret Pachner und die 

Einberufung von Herrn Daniel Huemer in den Gemeinderat 
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3. Grundsatzbeschlussfassung zur Sanierung des Eingangsbereiches der Volksschule 
4. Grundsatzbeschlussfassung zum Abbruch des Garagengebäudes Nr. 123 und Neuerrichtung 

eines Garagengebäudes 
5. Auftragsvergabe für die Planung und Ausschreibungen der Arbeiten zum Abbruch und Neubau 

des Garagengebäudes Nr. 123 
6. Übertragungsverordnung an den Gemeindevorstand für Angelegenheiten zum Abbruch des 

Garagengebäudes und Neubau des Garagengebäudes, Beratung und Beschlussfassung 
7. Auftragsvergabe für die Planung und Ausschreibungen zur thermischen Sanierung des 

Amtsgebäudes Nr. 120 
8. Übertragungsverordnung an den Bürgermeister für einzelne Angelegenheiten der örtlichen 

Straßenpolizei nach StVO 1960, Beratung und Beschlussfassung 
9. Resolution des Österreichischen Gemeinde- und Städtebundes für den Vorsteuerabzug für 

Schulen, Beratung und Beschlussfassung 
10. Resolution gegen die Verschlechterung der fachärztlichen Notversorgung im Spital, 

Beschlussfassung 
11. Finanzierungsplan der Direktion Inneres und Kommunales für den Abbruch des 

Garagengebäudes Nr. 123, Beschlussfassung 
12. Bewerbung Landesausstellung 2020-2028 Pyhrn-Priel „SPORTkultur“ 
a) Grundsatzbeschluss zur Bewerbung der Landesausstellung 

b) Grundsatzbeschluss zur Bereitschaft finanzielle Leistungen zu übernehmen 

c) Grundsatzbeschluss zur Bereitschaft als Bauträger oder Bauherr aufzutreten 

13. Ansuchen von Frau Regina Aigner um Umwidmung von Grundstücksteilen in 
Bauland/Wohngebiet, Beratung und Beschlussfassung zur Einleitung der 
Umwidmungsverfahren des Flächenwidmungsplanes Nr. 4.19 – 4.22 (Aigner, Pernkopf, 
Baumschlager, Schönegger-Eibl) gem. § 36 Oö. ROG 1994 

14. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
15. Bericht des Bürgermeisters 
16. Allfälliges 
 
Danach stellt der Vorsitzende die Frage, ob gegen die Tagesordnung ein Einwand besteht.  
Nachdem keine Einwände gegen die Tagesordnung eingebracht werden, fügt der Bürgermeister ein, dass 
Punkt 7. der Tagesordnung von dieser gestrichen wird, da für eine Auftragsvergabe zur Planung der 
thermischen Sanierung des Amtsgebäudes noch keine entsprechenden Pläne und Gutachten der UBAT 
(Amt der Oö. Landesregierung) vorliegen. Weiters erläutert der Vorsitzende, dass vor Beginn der 
Tagesordnung, die SPES-Akademie die Zukunftsprofile für den AGENDA21-Prozess vorbringen wird. 
Diese wären in einer der nächsten Sitzungen zu beschließen. Er begrüßt Herrn DI Wolfgang Mader 
(SPES-Akademie) und Herrn Mario Rippel (Kerteamleiter AGENDA21-Prozess) und bittet die beiden um 
ihr Referat. 
Nachdem er sich selbst nochmals vorstellt trägt Herr DI Wolfgang Mader anhand einer 
Powerpointpräsentation über eine Leinwand seinen Vortrag vor. Er weist nochmals darauf hin, dass sich 
zunächst ein KERNTEAM gebildet hat, zu dem sich Herr Mario Rippel als Kernteamleiter bereit erklärte. 
Herr Rippel darf kurz seine Absichten und Gründe zu seiner Bereitschaft, das Kernteam zu führen, 
darstellen. Danach fährt Herr Mader mit seiner Präsentation fort. Zwischen den Leitsätzen gibt Herr 
Mader den Gemeinderatsmitgliedern die Möglichkeit, Meinungen, Einwände oder andere Formulierungen 
einzubringen. Er erläutert auch, dass die erarbeiteten Entwürfe der Zukunftsprofile und Ziele in einem 
später folgenden Gemeinderatsbeschluss bestätigt werden sollten. Selbstverständlich können andere 
Formulierungen und Änderungen an Frau Illecker zugesandt werden. Sie wird Wünsche noch vor der 
nächsten Kernteamsitzung, deren Termin mit 30. Mai 2012 bereits fixiert wurde, noch vor dieser 
berücksichtigen. Deshalb  führt Herr Mader die e-mail-Adresse von Frau Illecker nochmals an und teilt 
dazu die Unterlagen des Vortrages aus.  
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Bgm. Auerbach fügt hier ein, dass zum Thema „Miteinander“ zum 1. Vereinsstammtisch bereits geladen 
wurde. Dieser soll am 6. Juni ab 19.00 Uhr im Gh. Beim Turm stattfinden. Dort sollte bereits einiges zum 
Fest der Vereine besprochen werden.  

 

 

 
An dieser Stelle fragt DI Wolfgang Mader, wie es den Gemeinderatsmitgliedern mit dem bisher Gehörten 
ergeht. Bgm. Auerbach erwähnt an dieser Stelle, dass eine Bewerbung, wie sie seit kurzem die Trafik 
betreibt sehr wichtig ist. Auch von anderen Nahversorgern wird man immer wieder an das Thema (Fahr 
nicht fort, kauf im Ort) „Nahversorgung“ erinnert. Weiters erinnert er an Zeiten, zu denen die Gemeinde 
das Lebensmittelgeschäft großzügig mitfinanzieren musste.  
Bei der Gastronomie ist es ihm ein großes Anliegen, dass der Veranstaltungssaal auch weiter betrieben 
wird, wenn auch das Wirtshaus geschlossen ist. Dabei wären sonst Veranstaltungen, wie der 
Feuerwehrball ebenfalls gefährdet. Deshalb sein Tenor, die positive Stimmung zur Führung von 
Nahversorgungsbetrieben sollte von Meinungsbildern, wie den Gemeinderatsmitgliedern kommen. Gerade 
von derartigen Arbeitsgruppen, wie der Projektgruppe Nahversorgung, sollten Werbungen auch in 
regionale Zeitungen wie Tips, WIKU und Rundschau erstellt werden. 
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Abschließend erfragt DI Mader, ob es noch Unklarheiten oder Fragen zum vorgebrachten Zukunftsprofil 
gibt. Der Vorsitzende erzählt auch von den Fortschritten bei der Erstellung eines Masterplanes 
„Hengstpaßbewirtschaftung“ mit den Almbauern und dem Nationalpark Oö. Kalkalpen. Auch er richtet 
sich an die Gemeinderatsmitglieder ob es noch Fragen gibt. Da dies nicht der Fall ist, gibt er bekannt, dass 
Fragen auch an ihn selbst und den Kerteamleiter, Mario Rippel, gerichtet werden können. Er weist heute 
schon darauf hin, dass das Vorgebrachte in einem Gemeinderatsbeschluss in einer der nächsten Sitzungen 
beschlossen werden sollte und bittet daher die Mitglieder des Gemeinderates, sich schon jetzt darüber 
Gedanken zu machen. Bgm. Auerbach bedankt sich bei Herrn DI Wolfgang Mader und Mario Rippel für 
ihren Einsatz bei der Prozessbegleitung AGENDA 21 und bittet die Gemeinderatsmitglieder, ihre 
Gedanken an Frau Illecker zu übermitteln, damit diese noch vor der nächsten Kernteamsitzung am 
30.05.2012 mit eingebracht werden können. Herr Mader ergänzt noch mal, dass der Prozess erst vor 
kurzem begonnen hat und jederzeit noch weitere Interessierte auf den Zug mitaufspringen können und ihre 
Anliegen dabei einbringen können. Damit Leinwand, Beamer und Laptop abgebaut werden können, 
unterbricht er für kurze Zeit die Sitzung. DI Wolfgang Mader verabschiedet sich von der 
Gemeinderatssitzung. 
 
Um 19.30 Uhr geht der Vorsitzende zur Tagesordnung über.  
 
Beschlüsse: 
1. Verpflichtungserklärung der Wildbach- und Lawinenverbauung für die Baumaßnahmen 2012 

beim Generellen Projekt 1995 DAMBACH, Beschlussfassung 
Bgm. Peter Auerbach erläutert die Baumaßnahmen der Wildbach- und Lawinenverbauung für das Jahr 
2012 und liest die Verpflichtungserklärung zwecks Beschlussfassung vor. 
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Der Vorsitzende erläutert dazu weiters, dass diese Beträge über den Außerordentlichen Haushalt 
ausgezahlt werden und nach mehreren Jahren um ein größeren Betrag immer um Bedarfszuweisungsmittel 
angesucht wurde. Ing. Harald Humpl fragt nach, in wie weit die Gemeinde Einfluss darauf hat, wo die 
Wildbach- und Lawinenverbauung Baumaßnahmen vornimmt. Er spricht dabei das Anwesen von 
Katharina Nachbagauer (Ebental) an, wo der Dambach immer weiter die Grünfläche anreißt. Bgm. 
Auerbach weiß bereits seit längerem von dieser Angelegenheit. Nach der letzten Besichtigung lautete der 
Vorschlag von der Wildbach- und Lawinenverbauung, dass die Materialkosten (Wurfsteine) vom 
Grundeigentümer zu übernehmen wären. Die Arbeitskosten wären auf das Konto der Wildbach- und 
Lawinenverbauung gegangen. Auf diesen Kompromiss ließ sich damals die Eigentümerin nicht ein. Die 
Wildbach- und Lawinenverbauung nimmt Schutzbauten nur mehr bei Gefährdungen und wenn es um 
öffentliches Gut geht vor. Zur Sicherung des Eigentums sind die Eigentümer selbst verantwortlich. Bgm. 
Auerbach wird sich in dieser Angelegenheit jedoch nochmals mit DI Weisser (Wildbach- und 
Lawinenverbauung) unterhalten.  
In welche Baumaßnahmen die Gelder und Beiträge fließen, lässt sich jetzt nicht konkret beantworten. Da 
es keine Fragen mehr gibt, beantragt der Vorsitzende die Beschlussfassung der vorgetragenen 
Verpflichtungserklärung. Seinem Antrag stimmen alle Mitglieder des Gemeinderates mit einem 
Handzeichen zu. 
 
2. Information im Gemeinderat über den Mandatsverzicht von Frau Annigret Pachner und die 

Einberufung von Herrn Daniel Huemer in den Gemeinderat 
Mit handschriftlichem Schreiben vom 9. März 2012 (bei der Gemeinde am 12.03.2012 eingelangt) hat 
Frau Annigret Pachner aufgrund des Wegzuges aus Rosenau/Hp. auf ihr Gemeinderatsmandat per 
9.01.2012 verzichtet. Bgm. Auerbach liest den Mandatsverzicht vor: 
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Gemäß den Bestimmungen der Oö. Kommunalwahlordnung wurde darauf hin das erstgereihte 
Gemeinderatsersatzmitglied der ÖVP-Fraktion, Herr Daniel Huemer, vom Bürgermeister mit Schreiben 
vom  26.03.2012 in den Gemeinderat berufen. Auch dieses Schreiben liest der Bürgermeister den 
Gemeinderatsmitgliedern vor. 

 
Nachdem Herr Huemer die Einberufung innerhalb der Wochenfrist nicht abgelehnt hat, gilt er nun als das 
5. Gemeinderatsmitglied der ÖVP-Fraktion Rosenau/Hengstpaß. 
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3. Grundsatzbeschlussfassung zur Sanierung des Eingangsbereiches der Volksschule 
Mit den Kopien der Anträge um Kostenbeteiligung bei der Sanierung des Eingangsbereiches der 
Volksschule an die Direktion Inneres und Kommunales (LHStv. Josef Ackerl) und an die Abteilung 
Bildung und Gesellschaft (LR Mag. Doris Hummer) wird die Notwendigkeit dieser Sanierung vom 
Bürgermeister beschrieben. Da weder ein Finanzierungsplan noch eine Zusage einer Kostenbeteiligung 
zum Zeitpunkt vorliegen, kann heute im Gemeinderat nur über einen Grundsatzbeschluss abgestimmt 
werden. Mit Fotos vom Eingangsbereich wurde nochmals Druck bei der Abteilung Bildung ausgeübt. 
Auch dieser Versuch blieb allerdings erfolglos. Der Vorsitzende beschreibt mit neuem Stiegenaufgang zur 
Schule, neuer Eingangstür und neuer Überdachung (Erker) des Aufganges den Umfang dieser Sanierung. 
Die Kosten dafür werden vom Baumeister Ing. Roland Kretschmer samt Eingangstür von der Fa. 
Gressenbauer und Vordach (Dachdecker Popp) auf  ca. € 37.000,-- geschätzt. Bei der Antragstellung um 
Kostenbeteiligung ging man von € 40.000,-- aus. Heute beantragt der Vorsitzende lediglich die 
grundsätzliche Beschlussfassung innerhalb des Gemeinderates, die Sanierung des Eingangsbereiches der 
VS, wie grob beschrieben, vornehmen zu wollen. Seinem Antrag stimmen alle Mitglieder des 
Gemeinderates mit einem Handzeichen zu. 
 
4. Grundsatzbeschlussfassung zum Abbruch des Garagengebäudes Nr. 123 und Neuerrichtung 

eines Garagengebäudes 
Nach mehreren Beratungen und Diskussionen innerhalb des Bauausschusses zu diesem Thema konnte nun 
der Bürgermeister für die Kosten für den Abbruch des Garagengebäudes Bedarfszuweisungsmittel bei 
LHStv. Josef Ackerl erreichen. Nach Gesprächen auch mit den Mietern der Garage kam man letztendlich 
zu der Absicht, Fertigteilgaragen anstelle des vorhandenen Gebäudes zu errichten. Die Planung der 
Fertigteilgaragen sieht eine Anzahl von 9 Einzelgaragen vor, die allesamt bereits vermietet werden 
können. Dabei werden alle 7 derzeitige Mieter, wiederum eine Garage anmieten. Für die beiden 
zusätzlichen Garagen liegen schon seit längerem Bewerbungen im Gemeindeamt vor. Die Finanzierung 
der Errichtung dieser Fertigteilgaragen in einer geschätzten Kostenhöhe von ca. 62.050,-- netto stellt sich 
der Bürgermeister und der Ausschuss für Bauangelegenheiten über ein Darlehen vor, welches mit den 
Mieteinnahmen in etwa 15 – 20 Jahren getilgt werden soll, vor. Die Laufzeit des Darlehens soll dabei an 
eine annähernd gleiche Garagenmiete wie für jene der STYRIA Wohnungsgenossenschaft berechnet 
werden.  
Ing. Harald Humpl möchte jetzt dennoch andiskutieren, warum die Gemeinde die Errichtung der Garagen 
auf sich nimmt. Grund und Boden ist an dieser Stelle zwar Gemeindeeigentum, jedoch könnte man die 
Grundstücke auch sehr wohl an Interessenten über Bestandsverträge oder Superädifikate Interessenten 
verpachten. Damit könnten sich die Interessenten selbst Garagen errichten. Auch die Verpachtung an eine 
Wohnungsgenossenschaft, wie die STYRIA, stellt Ing. Humpl in den Raum. Bgm. Auerbach hält es nicht 
für sinnvoll, Grundeigentum längerfristig zu verpachten, da die Gemeinde auf andere Begebenheiten nur 
schlecht oder sehr langsam reagieren kann. Die Errichtung von Garagen ist zwar keine Grundaufgabe der 
Gemeinde. Bei uns in Rosenau/Hp. geht es dabei aber nur um eine Zwischenfinanzierung notwendiger 
Garagenplätze, die nicht nur in den Wintermonaten während des Winterdienstes auch für die Gemeinde 
ein wesentliches Argument darstellen. Ein Vermögensbestand der Gemeinde sollte hier nicht mit einer 
Verpachtung von Grundstücken unter den Tisch gekehrt werden, so weit es die Finanzen zulassen. Ing. 
Humpl befürchtet dabei eine zu große Verschuldung der Gemeinde. Der Bürgermeister erwidert und stellt 
fest, dass die Gebäudevermietung sich nicht maastrichtschädlich auf die Schulden der Gemeinde auswirkt. 
Außerdem ist die Gemeinde bei der Vermietung von Garagenplätzen umsatzsteuerpflichtig und somit 
vorsteuerabzugsberechtigt. Nach Tilgung der Zwischenfinanzierung in etwa 20 Jahren gehören die 
Garagen der Gemeinde und diese könnte bei einer Weitervermietung gewinnbringend werden. Vizebgm. 
DI Mariette Metzker fügt der Diskussion hinzu, dass, sollte der Bedarf in späteren Jahren einmal bestehen, 
diese Garagen verkauft werden könnten und eventuell ein Wohngebäude (betreubares Wohnen) an deren 
Stelle errichtet werden. Zur Zeit stehen aber zu viele Wohnungen der STYRIA Genossenschaft frei. Herr 
Johann Steinbichler bemerkt, dass heute der Grundsatzbeschluss zur Errichtung von Fertigteilgaragen 
gefasst wird, die Abbrucharbeiten aber sichtlich schon begonnen wurden. Bgm. Auerbach rechtfertigt, 
dass innerhalb des Bauausschusses schon seit vielen Jahren über den Abbruch des Gebäudes diskutiert 
wird, das Gebäude annähernd baufällig war und die Finanzierung des Abbruchs ohnehin mit dem 
Finanzierungsplan unter Punkt 11 dieser Tagesordnung gesichert ist. Die Bemühungen um die 
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notwendigen rechtzeitigen Beschlüsse hätten an dieser Stelle durchaus einmal aus den Reihen des 
zuständigen Ausschusses kommen können. Abschließend beantragt der Bürgermeister die grundsätzliche 
Beschlussfassung, das Garagengebäude abzureißen und anstelle dieses 9 Fertigteilgaragen zu errichten. 
Die Abstimmung erfolgt einstimmig. Alle Mitglieder des Gemeinderates stimmen der Vorgangsweise mit 
einem Handzeichen zu. 
 
5. Auftragsvergabe für die Planung und Ausschreibungen der Arbeiten zum Abbruch und Neubau 

des Garagengebäudes Nr. 123 
Dankenswerteweise hat BM Ing. Siegfried Kniewasser bereits für die Gemeinde verschiedene Pläne zur 
Errichtung der Fertigteilgaragen erstellt und Kostenschätzungen eingebracht, ohne dafür ein Honorar zu 
berechnen. Mit dem Grundsatzbeschluss zur Garagenerrichtung sollte nun auch die Auftragsvergabe für 
die Planung, Ausschreibung und Bauaufsicht zur Errichtung der Fertigteilgaragen im Gemeinderat 
erfolgen. Aufgrund der vielen nicht berechneten Vorarbeiten wurde seitens der Gemeinde kein weiteres 
Angebot mehr eingeholt. Herr Kniewasser hat deshalb mit Schreiben vom 18.05.2012 sein 
Honorarangebot eingereicht. Der Vorsitzende liest das Angebot vor und beantragt die Auftragsvergabe 
gemäß dem Angebot. 
 

  
Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder einstimmig mit einem Handzeichen zu. 
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6. Übertragungsverordnung an den Gemeindevorstand für Angelegenheiten zum Abbruch des 

Garagengebäudes und Neubau des Garagengebäudes, Beratung und Beschlussfassung 
Die Auftragsvergabe für die Planung und Ausschreibungen wurde nun im Gemeinderat vergeben und 
beschlossen. Damit für die weiteren notwendigen Auftragsvergaben und Entscheidungen in der 
Angelegenheit „Abbruch des Garagengebäudes und Neubau von Fertigteilgaragen“ nicht kurzfristig der 
Gemeinderat einberufen werden muss, schlägt der Bürgermeister eine Übertragungsverordnung an den 
Gemeindevorstand, wie dies bereits bei der Biomassenahwärmeversorgungsanlage oder dem 
Kindergartenumbau gemacht wurde, vor. Ein Entwurf der Übertragungsverordnung lag den 
Sitzungsunterlagen bereits bei. Bgm. Auerbach liest diesen Entwurf nochmals vor und beantragt die 
Beschlussfassung dieses Verordnungsentwurfes. 
 
Gemeinde Rosenau/Hp  
Bgm. Auerbach Peter 
Bezirk Kirchdorf a.d. Krems 
4581 Rosenau am Hengstpaß 
 
Tel: 07566/255 
Telefax: 07566/255-30 
E-Mail: gemeinde@rosenau.ooe.gv.at 
Homepage: www.rosenau-hp.at        Rosenau/Hp, am 25.05.2012 
 

Kundmachung 
 
Gemäß § 94 der OÖ. GemO. 1990, LGBI. Nr. 91/1990,idgF der Gemeindeordnungs-Novelle  
2007 wird hiermit öffentlich kundgemacht, dass der Gemeinderat der Gemeinde Rosenau am Hengstpaß in seiner Sitzung vom 
24.05.12 nachstehende Verordnung beschlossen hat. 

 
Verordnung  

 
des Gemeinderates der Gemeinde Rosenau am Hengstpaß vom 24.05.12 betreffend die Übertragung des 
Beschlussrechtes an den Gemeindevorstand . 
Aufgrund des § 43 Abs. 3 der OÖ. GemO. 1990, LGBI. Nr. 91/1990, idgF der Gemeindeordnungs-Novelle 2007 wird 
verordnet: 
 
Dem oben angeführten Gemeindevorstand wird das Beschlussrecht in folgender Angelegenheit übertragen: 
 

§ 1 
Auftragsvergaben zum Vorhaben „Abbruch des Garagengebäudes und Neubau der Fertigteilgaragen“  

 
§ 2 

Die Auftragsvergaben zum Abbruch des Garagengebäudes und zur Neuerrichtung der Fertigteilgaragen sollen trotz der 
betragsmäßigen Höhe der Aufträge vom Gemeindevorstand beschlossen werden, damit das Vorhaben im Sommer fertig gestellt 
werden kann. 
 

§ 3 
Dem Gemeinderat ist über die gefassten Beschlüsse und gesetzten Abwicklungsmaßnahmen in der jeweils nächsten 
Gemeinderatssitzung zu berichten. 
 

§ 4 
Diese Verordnung wird gem. § 94 Abs. 1 der OÖ. GemO. 1990, idgF der Gemeindeordnungs-Novelle 2007, durch zwei 
Wochen kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der Kundemachungsfrist folgenden Tag rechtswirksam. 
 
 
Der Bürgermeister  
 
Peter Auerbach  
 

Angeschlagen am: 25.05.2012 
Abgenommen am: 12.06.2012 

 
Damit die Bauzeit für den Abbruch und die Errichtung der Garagen nicht künstlich und bürokratisch 
erschwert und verlängert wird, stimmen alle Gemeinderatsmitglieder per Handzeichen dem Antrag des 
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Vorsitzenden einstimmig zu. Der Vorsitzende informiert weiters, dass die Fertigteilgaragen und die 
Arbeiten zur Errichtung des Fundamentes bereits ausgeschrieben sind. Die Angebote werden demnächst 
im Gemeindeamt erwartet. Bei einer demnächst anstehenden Gemeindevorstandssitzung können diese 
Aufträge bereits vergeben werden. 
 
7. Auftragsvergabe für die Planung und Ausschreibungen zur thermischen Sanierung des 

Amtsgebäudes Nr. 120 
Wie bereits zu Beginn der Sitzung erwähnt, wird dieser Tagesordnungspunkt von der Tagesordnung 
gestrichen und nicht behandelt.  
 
8. Übertragungsverordnung an den Bürgermeister für einzelne Angelegenheiten der örtlichen 

Straßenpolizei nach StVO 1960, Beratung und Beschlussfassung 
Bezüglich der Übertragungsverordnung für einzelne Angelegenheiten der örtlichen Straßenpolizei nach 
StVO 1960 an den Bürgermeister erklärt sich der Vorsitzende für befangen und überträgt für diesen Punkt 
den Vorsitz an Frau Vizebgm. DI Marietta Metzker. 
Frau Metzker erläutert, dass mit Schreiben vom 6. April 2012 die Direktion Inneres und Kommunales des 
Amtes der Oö. Landesregierung die Übertragung gewisser Angelegenheiten der örtlichen Straßenpolizei 
an den Bürgermeister mittels Musterverordnung anregt. Sowohl dieses Schreiben als auch die 
Musterverordnung liest die Vizebürgermeisterin vor. 
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Zwecks Erklärung werden die einzelnen Punkte der Musterverordnung von der Vizebürgermeisterin 
beschrieben. 

1. § 20 Abs. 2a StVO 1960 – Geschwindigkeitsbeschränkung 
2.  24. Abs. 8 StVO 1960 – Park- und Halteverbot 
3. § 25 StVO 1960 – Kurzparkzone 
4. § 25 Abs. 5 StVO 1960 – Hilfsmittel und Kontrolle (Auotmaten) 
5.,6.§ 43 StVO 1960 – Beschränkungen (Halte- u. Parkverbot, Hupverbot, Geschwindigkeitsbeschränkung) 
7. § 76a StVO 1960 – Fußgängerzonen 
8. § 76b StVO 1960 – Wohnstraßen 
9. § 87 Abs 1 StVO 1960 – Wintersport auf Straßen 
10. § 88 Abs. 1 StVO 1960 – Spielen auf Straßen 
11. § 89a Abs. 7a StVO 1960 – Kosten für Entfernung und Aufbewahrung von Hindernissen – Kennzeichnung 
12. § 90 StVO 1960 – Beschränkungen und Verbote bei Arbeiten auf und neben Straße 

Weiters erläutert die Vizebürgermeisterin, dass durch die Übertragungsverordnung die aufgezählten 
Bereiche vom Verantwortungsbereich des gesamten Gemeinderates nun auf jenen des Bürgermeisters 
übertragen werden könnten. Auch eine nachträgliche Behandlung und Verordnung durch den Gemeinderat 
ist damit nicht notwendig. Ing. Harald Humpl ist der Ansicht, dass bei einer natürlich notwendigen 
angewandten Objektivität des Bürgermeisters, einer Übertragung dieser Angelegenheiten nichts im Wege 
steht. Auf Anträge, wie z.B. das Halte- und Parkverbot entlang der SVETLIN-Straße könnte somit viel 
schneller reagiert werden und muss nicht der Gemeinderat damit befasst werden.  
Abschließend beantragt die Vizebürgermeisterin die Beschlussfassung der vorgetragenen 
Übertragungsverordnung. Ihrem Antrag stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der 
Hand zu. 
Danach übergibt die Vizebürgermeisterin wiederum den Vorsitz an den Bürgermeister. 
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9. Resolution des Österreichischen Gemeinde- und Städtebundes für den Vorsteuerabzug für 

Schulen, Beratung und Beschlussfassung 
Mit Schreiben vom 18. April 2012 hat der Österreichische Gemeinde- und Städtebund eine Resolution 
zum Vorsteuerabzug für Schulen zwecks Beschlussfassung im Gemeinderat übermittelt. Der Vorsitzende 
liest den Text dieser Resolution vor und beantragt deren Beschlussfassung, da ein Vorsteuerabzug auch 
für die Gemeinde Rosenau/Hp. bei Investitionen für die Volksschule durchaus einmal von Vorteil sein 
könnte.  

 
Seinem Antrag stimmen alle Gemeinderatsmitglieder ohne Einwände mit einem Handzeichen zu. 
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10. Resolution gegen die Verschlechterung der fachärztlichen Notversorgung im Spital, 

Beschlussfassung 
Auch von der Ärztekammer Oberösterreich wurde zum Thema „fachärztliche Notversorgung im Spital“ 
eine Resolution mit der Bitte um eine Beschlussfassung im Gemeinderat übermittelt. Bgm. Auerbach liest 
auch diese Resolution vor. 
 

 
 
Weiters erläutert der Vorsitzende, dass sich die SPÖ-Fraktion bereits bei der Fraktionssitzung für eine 
Unterstützung dieser Resolution entschieden hat. Er informiert auch, dass dies auch Thema bei der letzten 
Bürgermeisterkonferenz des Bezirkes war. Ing. Harald Humpl verweist in dieser Angelegenheit auf ein 
Schreiben vom LH Dr. Josef Pühringer, in dem er die Einsparungen bei der fachärztlichen Notversorgung 
im Spital erläutert. Die ÖVP-Fraktion hat sich deshalb dazu entschieden, diese Resolution nicht zu 
unterstützen. Darauf erfolgt eine kurze Diskussion. Anhand von seinen persönlichen Erlebnissen und 
Erfahrungen bei Krankenhausaufenthalten und –untersuchungen versucht Bgm. Auerbach auf die 
Wichtigkeit dieser Resolution hinzuweisen. Durch die Personaleinsparungen bei den Ärzten sind die 
Ambulanzen nur mehr spärlich besetzt. Vor allem an Wochenenden wünscht er es keinen der 
Gemeinderatsmitglieder, im Krankenhaus eingeliefert zu werden. Ing. Humpl meint, dass bei 
fachspezifischen Krankheiten bzw. Verletzungen halt dann ein anderes Krankenhaus, wie jenes in Wels 
oder Steyr anstelle von Kirchdorf/Krems aufgesucht werden muss. Auch mit 2 Ärzten vom Krankenhaus 
Kirchdorf/Krems hat der Vorsitzende darüber gesprochen. Diese haben ihm bestätigt, dass mit den 
Fachpersonaleinsparungen, die Patienten auf der Strecke bleiben. Herr Wolfgang Eibl gibt zu bedenken, 
dass bei einem Unfall der Patient in das nächstgelegene Krankenhaus eingeliefert wird. Als Verunfallter 
kann man sich nicht ein spezielles Krankenhaus aussuchen. Abschließend beantragt der Bürgermeister die 
Beschlussfassung der vorgetragenen Resolution. Die Abstimmung ergibt 8 Stimmen (SPÖ-Fraktion) für 
die Resolution und 4 Stimmen (ÖVP-Fraktion) gegen die Resolution. 
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11. Finanzierungsplan der Direktion Inneres und Kommunales für den Abbruch des 

Garagengebäudes Nr. 123, Beschlussfassung 
Mit Schreiben vom 16. April 2012 wurde der Finanzierungsplan der Direktion Inneres und Kommunales 
(Amt der Oö. Landesregierung) zum Abbruch des Garagengebäudes Nr. 123 übermittelt. Der Vorsitzende 
liest den Finanzierungsplan vor und beantragt dessen Beschlussfassung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem dargestellten Finanzierungsplan stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Handzeichen zu. 
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12. Bewerbung Landesausstellung 2020-2028 Pyhrn-Priel „SPORTkultur“ 
a) Grundsatzbeschluss zur Bewerbung der Landesausstellung 
Der Vorsitzende informiert über das Ersuchen der Marktgemeinde Windischgarsten zur gemeinsamen 
Bewerbung einer Landesausstellung „SPORTkultur“ in den Jahren 2020 -2028 noch 3 
Gemeinderatsbeschlüsse zu fassen.  Er liest das Ansuchen des Obmannes des zuständigen Ausschusses 
der Marktgemeinde Windischgarsten, Dr. Hannes Burger, vor.  

 
Einem weiteren Grundsatzbeschluss zur Bewerbung der Landesausstellung können die Mitglieder des 
Gemeinderates ohne Bedenken zustimmen. Diesen Beschluss beantragt der Bürgermeister und erinnert an 
den bereits am 11. Februar 2010 gefassten Grundsatzbeschluss (Der Gemeinderat der Gemeinde 
Rosenau/Hp. beschließt im Grundsatz sich gemeinsam mit der Marktgemeinde Windischgarsten für die 
Austragung einer Landesausstellung zum Thema „Breitensport trifft Spitzensport“ zu bewerben. 
Auszugsweise liest er aus dem Konzept der Landesausstellung die Sportarten, die mit der beworben 
werden, vor. Er wiederholt nochmals den Wortlaut des heutigen Beschlusses: Der Gemeinderat der 
Gemeinde Rosenau/Hengstpaß beschließt die Bewerbung für die Landesausstellung entsprechend 
dem vom Ausschuss erarbeiteten Konzept. Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder 
einstimmig mit einem Zeichen mit der Hand zu.  

b) Grundsatzbeschluss zur Bereitschaft finanzielle Leistungen zu übernehmen 
Auch diesen Wortlaut beantragt der Vorsitzende zur Beschlussfassung. Allerdings gibt Ing. Humpl zu 
bedenken, dass die beiden Grundsatzbeschlüsse b und c aus jetziger Sicht nicht beschlossen werden 
können. Er befürchtet, dass sich mit diesen beiden Beschlüssen Rosenau/Hp. zur finanziellen Beteiligung 
und Planung an der Sanierung des Feuerwehrgebäudes Windischgarsten bzw. dem Neubau des 
Bauhofgebäudes Windischgarsten verpflichtet. Unsere Sportarten, wie der Biathlonsport sollte seiner 
Meinung nach schon im Biathlonzentrum auch bei der Landesausstellung dargestellt werden. Auch dafür 
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erreichen wir keine Grundsatzbeschlüsse von anderen Gemeinden. Dieser Haltung schließt sich auch der 
Bürgermeister an. Deshalb erfolgt für Punikt b) und c) keine Beschlussfassung mehr. 

c) Grundsatzbeschluss zur Bereitschaft als Bauträger oder Bauherr aufzutreten 
Dieser Beschluss wird aus vorher angeführten Gründen nicht gefasst.  

 

 

13. Ansuchen von Frau Regina Aigner um Umwidmung von Grundstücksteilen in 
Bauland/Wohngebiet, Beratung und Beschlussfassung zur Einleitung der 
Umwidmungsverfahren des Flächenwidmungsplanes Nr. 4.19 – 4.22 (Aigner, Pernkopf, 
Baumschlager, Schönegger-Eibl) gem. § 36 Oö. ROG 1994 

Das Ansuchen von Frau Regina Aigner um Umwidmung von Grünlandflächen in Bauland sowie weitere 
kleine Korrekturen und Wohngebietsabrundungen veranlasste die Gemeinde die Umwidmungsverfahren 
per Gemeinderatsbeschluss einzuleiten. Bgm. Auerbach liest das Ansuchen von Frau Aigner vom 28. 
März 2012 vor und erläutert anhand von Auszügen aus dem aktuellen Flächenwidmungsplan die 4 
Umwidmungen.  

 
 
 
 
 
 
Die beiden zuständigen Beamten der Raumordnung (HR Hütmayr und DI Kadar) haben bei einem 
Lokalaugenschein dieser Wohngebietswidmung bereits ihre Zustimmung deutlich gemacht.  
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Wohngebietswidmung Robert Pernkopf Parz. Nr. 826/2, 826/7: 

 
Zwecks Zubau auf der Westseite seines Hauses soll die Parzelle Nr. 826/2 und 826/7 zur Gänze als 
Wohngebiet gewidmet werden. Auch diese Umwidmung ist HR Hüthmair und DI Kadar bereits bekannt 
und auch dabei ist mit einer Zustimmung zu rechnen.  
 
Wohngebietswidmung Raimund Baumschlager Parz. Nr. 829/2: 

 
Wegen dem Bau einer Garage sollen Grundstücksteile der Parzellen 829/2 und 832/4 nördlich vom Objekt 
in Wohngebiet gewidmet werden. 
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Wohngebietsabrundung Schönegger und Eibl Parz. Nr. 666/1 und 666/2: 

 
 
Die Teilflächen 666/1 und 666/2 wurden zwecks Errichtung einer Steinmauer an die Familien Klaus 
Schönegger bzw. Johann Eibl von der Gemeinde Rosenau/Hp. verkauft. Diese Grundstücksteile sind im 
Flächenwidmungsplan als Straße gewidmet und sollten ebenfalls als Wohngebiet gewidmet werden. 
 
Bezüglich der Kosten für alle Widmungsänderungen wird im Gemeinderat vereinbart, diese anteilig nach 
umzuwidmenden Grundstücksgrößen den 4 Grundeigentümern vorzuschreiben.  
Nach seinen Erläuterung beantragt der Bürgermeister die Beschlussfassung zur Einleitung der 4 
Widmungsänderungen in den Flächenwidmungsplänen 4.19 bis 4.22 gemäß § 36 des Oö. 
Raumordnungsgesetzes 1994 ROG. Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder mit einem 
Handzeichen einstimmig zu.  
 
14. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
Von den Ausschussobleuten gibt es bei dieser Gemeinderatssitzung keine Berichte. 
 
15. Bericht des Bürgermeisters 
Masterplan Hengstpaß: 
Bgm. Auerbach informiert über eine Besprechung mit den Nationalpark Oö. Kalkalpen und den 
Landwirten und Hüttenwirten des Almgebietes am Hengstpaß. Dabei wurde ein Programm (Masterplan) 
erarbeitet, das die Verlängerung des Almwanderweges zur Zickerreith und zur Spitzenbergeralm sowie 
eine bessere Beschilderung der Wanderwege am Hengstpaß (Langfirst) und eine bessere Zusammenarbeit 
und Bewerbung mit dem Nationalpark beinhaltet. In weitere Folge solch auch die Verkehrsanbindung an 
die öffentlichen Verkehrsmittel verbessert sowie eine Parkraumbewirtschaftung erarbeitet werden. Der 
Bürgermeister ist guter Dinge, dass eine Marke Hengstpaß erreicht werden kann. 
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Touristische Freizeiteinrichtungen Wurbauerkogel: 
Mit der Sparkasse wurde wegen hoher Zinsen und den säumigen Tilgungsraten der HIWU Seilbahnen 
beim bestehenden Kredit verhandelt. Ein Gespräch mit der Raiffeisenbank wird noch anberaumt.  
Bevor nicht die Schulden beglichen sind und die Freizeiteinrichtungen GesmbH zumindest ausgeglichen 
bilanziert, wird nicht über neue Projekte und weitere, attraktive Angebote gesprochen. 
 
Ansuchen der Marktgemeinde Windischgarsten um Versetzung der Ortstafel in die Gemeinde 
Rosenau/Hp: 
Mit Schreiben vom 9. Mai 2012 ersucht die Marktgemeinde Windischgarsten die Ortstafel bei der 
Tennishalle in Richtung Rosenau/Hp. versetzen zu dürfen. Bgm. Auerbach liest dieses Ansuchen vor und 
erfragt dazu die Meinung der Gemeinderatsmitglieder. 
 

 
 
Wolfgang Eibl fragt nach, ob es legal ist, die Ortstafel in eine andere Gemeinde zu stellen. Bgm. Auerbach 
ist der Ansicht, die rechtliche Konformität hat die Marktgemeinde Windischgarsten mit 
Landesstraßenverwaltung zu klären. Die Gemeinderatsmitglieder sind der Ansicht, dass den 
beschriebenen Gefahrenquellen durch eine Geschwindigkeitsbeschränkung vorzubeugen ist. Einer 
Verlegung der Ortstafel nach Rosenau/Hp. können die Gemeinderatsmitglieder nicht zustimmen. Der 
Vorschlag einer Geschwindigkeitsbeschränkung „50 km/h“ soll vom Bürgermeister an die Marktgemeinde 
Windischgarsten ergehen. 
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Partnergemeinde Hombressen: 
Weiters informiert der Bürgermeister über eine Einladung der Partnergemeinde Hofgeismar  zu den 
Feierlichkeiten zum 40jährigen Bestehen der Städtepartnerschaft Hofgeismar / Pont-Aven. Dabei wird die 
Gemeinde Rosenau/Hp. dazu eingeladen, unsere Partnerschaft mit Hombressen zu präsentieren und 
heimische Erzeugnisse, wie Schnäpse aber auch unsere touristischen Angebote zu bewerben. Die Feier 
würde von 25. bis 26. August 2012 stattfinden. Bgm. Auerbach fragt im Kreise des Gemeinderates nach, 
ob Interesse an einer Teilnahme besteht bzw. was die Gemeinderatsmitglieder von der nicht mehr gelebten 
Partnerschaft halten. Es erfolgt eine kurze Diskussion über Fortführung oder Beendigung dieser 
Gemeindepartnerschaft. Tatsache ist, dass die letzten Jahr nur mehr Bgm. Auerbach und Vizebgm. 
Mühlebner die Partnergemeinde aufgesucht haben. Auch der Besuch vom Bgm. Sattler aus Hofgeismar 
und anderen Bewohnern der Partnergemeinde wurde immer seltener. Bgm. Auerbach wird mit Herrn 
Sattler in den Sommermonaten Kontakt aufnehmen und eine mögliche Aufkündigung der Partnerschaft 
ansprechen. Bei den Feierlichkeiten im August 2012 wird von der Gemeinde Rosenau/Hp. niemand 
teilnehmen. 
 
16. Allfälliges 
Frau Leopoldine Sanglhuber erzählt davon, dass sie sich mit der Rosenauer Tracht für Männer beschäftigt. 
Mit großer Wahrscheinlichkeit wird der Oberteil der Tracht ein Gilet und Knöpfen mit dem 
Gemeindewappen. Sie wird für ihren Sohn im Juni d.J. einmal eine Tracht anfertigen und sie den 
Interessierten zeigen.  
Wolfgang Benedetter erinnert an die Einladung von Herrn Steinmaßl zu einer Besichtigung und 
Wanderung entlang des Klettersteiges im Höllgraben im Kreise des Gemeinderates. Die Fa. ROHOL 
machte dies im Sommer 2011 im Zuge des Firmenjubiläums. Er und viele andere waren sehr begeistert 
vom Klettersteig. Bgm. Auerbach hat in dieser Angelegenheit mit Harald Jansenberger vereinbart, dass 
vom Gemeinderat 2 bis 3 Terminvorschläge kommen.  
 
Da es keine weiteren Wortmeldungen zum Punkt Allfälliges gibt, beendet der Vorsitzende die Sitzung um  
20.53 Uhr. 
 
Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer    ___________________________ 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 
24.05.2012 keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete 
Beschluss gefasst wurde. 
 
Rosenau, 19.07.2012   Der Vorsitzende: 
 
     ____________________________ 
 
 
Gottlieb Gösweiner 
Gemeinderatsmitglied  ___________________________ 
 
 
Ing. Harald Humpl 
Gemeinderatsmitglied  ___________________________ 
 


